
Gemeinde  MÜNSTER Pol. Bezirk  KUFSTEIN

Aktenzeichen:  6 / 2026

KUNDMACHUNG

Es wird  hiermit  zur allgemeinen  Kenntnis  gebracht,  dass der  Gemeinderat  in seiner  Sitzung

am Montag,  dem  29.06.2026  folgende  Punkte  behandelt  bzw. Beschlüsse  gefasst  hat:

1.  Begrüßung  und  Feststellung  der  Beschlussfähigkeit

Der  Bürgermeister  eröffnet  die Sitzung,  begrüßt  die Anwesenden  und stellt  die

Beschluss-fähigkeit  fest.

2.  Genehmigung  der  Sitzungsniederschrift  vom  11.05.2026

Die Niederschrift  der  Gemeinderatssitzung  vom  11.05.2026  wird  von  allen

GemeinderatsmitgIiedern  zur  Kenntnis  genommen  und im Sinne  des § 46 der  Tiroler

Gemeindeordnung  2001  idgF unterzeichnet.

3.  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Erlassung  eines  Bebauungsplanes  für  Gst.  2909

der  KG Münster  für  die  Erweiterung  des  Sozialzentrums  Münster

Eingangs  erinnert  Bgm. Ing. Thomas  MAI  BSc MBA  an die bereits  erfolgte  Präsentation

der  geplanten  Erweiterung  des Sozialzentrums  Münster,  zu welcher  auch  der

Gemeinderat  eingeladen  war.

In der  Sitzung  am 23.03.2026  wurde  im Gemeinderat  der  Beschluss  zur  Erweiterung  des

Sozialzentrums  Münster  mit  10  zusätzlichen  Pflegeplätzen  für  die  jeweiligen  Verbands-

gemeinden,  12 betreubaren  Wohnungen  und  einer  Arztpraxis  einstimmig  beschlossen.

Zur  Umsetzung  des gegenständlichen  Bauvorhabens  ist die Erlassung  eines

Bebauungsplanes  erforderlich,  welcher  auf  das Projekt  abgestimmt  ist.

Nachdem  der  Bürgermeister  die einzelnen  Parameter  und Mindestangaben  des

vorliegenden  Bebauungsplanes,  nämlich  Nutzflächendichte,  Bauweise  und höchster

Gebäudepunkt,  erklärt  hat,  ersucht  er den Gemeinderat  um Abstimmung.

Auf  Antrag  des Bürgermeisters  beschließt  der  Gemeinderat  der  Gemeinde  Münster

einstimmig,  gemäß  (g 64 Abs. 1 des Tiroler  Raumordnungsgesetzes  2022,  LGBI. Nr.

43/2022  -  TROG 2022, (WiederverIautbarung  TROG 2016), den vom Büro  Raumordnung

Tirol,  Autarc  ZT GmbH,  Huberstraße  34c,  6200  Jenbach,  ausgearbeiteten  Entwurf  über

die Erlassung  eines  Bebauungsplanes  vom  19.05.2026,  Zahl  BEB2026-MUE001  im

Bereich  des Grundstückes  Nr. 2909  der  KG Münster  durch  vier  Wochen  hindurch  zur

öffentlichen  Einsichtnahme  aufzulegen.

Der  Entwurf  des Bebauungsplanes  sieht  im betroffenen  Bereich  unter  anderem  die

Nutzflächendichte  mit  mindestens  (NFD M) 0,30  sowie  die offene  Bauweise  (BW o)

mit  0,6 vor.  Der  höchste  Gebäudepunkt  (HG H) ist mit  545,00  m ü. A. fixiert.



Personen,  die in der  Gemeinde  Münsterihren  Hauptwohnsitz  haben,  und Rechtsträgern,

die in der  Gemeinde  Münster  eine Liegenschaft  oder  einen Betrieb  besitzen,  steht  das

Recht  zu, bis spätestens  eine Woche  nach Ablauf  der  Auflagefrist  eine schriftliche

Stellungnahme  zum Entwurf  abzugeben.

Gleichzeitig  wird  gemäß  § 64 Abs. 4 TROG 2022,  LGBI. 43/2022  einstimmig  der Beschluss

über  die Erlassung  des gegenständlichen  Bebauungsplanes  gefasst.

Dieser  Beschluss  wird  nur rechtswirksam,  wenn  innerhalb  der  Auflegungs-  und Stellung-

nahmefrist  keine  Stellungnahme  zum Entwurf  von einer  hierzu  berechtigten  Person oder

Stelle  abgegeben  wird.

4.  Beratung  und Beschlussfassung  über  die Erlassung  einer  Garagen-  und  Stellplatz-

verordnung

In Umsetzung der SteIIplatzhöchstzahIenverordnung  2025, LGBI. 76/2025, haben die

Gemeinden  ihre  Garagen-  und SteIlplatzverordnungen  zu überarbeiten  bzw. neu zu

erlassen.

Die Verordnung  des Landes  Tirol  regelt  die Höchstzahlen  an Stellplätzen  für  Gebäude,

die Wohnzwecken  dienen.

Dieser  SteIIplatzhöchstzahIenverordnung  ist eine  Anlage  beigegeben,  welche  die

einzelnen  Gemeinden  in Kategorien  einteilt.  Je nach Kategorie  sind die Höchstzahlen  für

Garagen  und Stellplätze  unterschiedlich  festgesetzt.

Münster  fällt  nach dieser  StellplatzhöchstzahIenverordnung  2025  in die Kategorie  l,

sodass  die neuen  Höchstzahlen  nach dieser  Kategorie  in die Garagen-  und

StelIplatzverordnung  einzuarbeiten  sind bzw. waren.

Eine Gegenüberstellung  der bisherigen  Höchstzahlen  aus der  StelIpIatzverordnung  der

Gemeinde  Münster  zeigt  die neuerlich  vorzunehmende  Reduktion  an Garagen  und

Stellplätzen  für  Wohnbauten.  Die Zahlen  sind mathematisch  zu runden.

Die vorliegende  StelIpIatzverordnung  wurde  von der  Abt.  Bau- und Raumordnungsrecht

bereits  vorgeprüft  und so für  in Ordnung  befunden.

Es folgt  eine Diskussion  im Gemeinderat  über  die zwingend  gesetzliche  Vorgabe  und

Verpflichtung  zur Anpassung  der  aktuellen  Garagen-  und StelIpIatzverordnung,,nach

unten",  wobei  die zwingende  weitere  Reduktion  an Stellplätzen  dem Gemeinderat  als

nicht  sinnvoll  erscheint.

Nachdem  die SteIlplatzhöchstzahlenverordnung  2025 die zwingend  gesetzliche  Vorgabe

zur Anpassung  der  Garagen-  und StellpIatzverordnung  der  Gemeinde  Münster  ist,

beschließt  der  Gemeinderat  einstimmig  folgende  Verordnung:



4. Verordnung  des Gemeinderates  der  Gemeinde  Münster  vom  29.06.2026  über  erforderliche

Mindestanzahl  von  Stel1plätzen

Aufgrund  des § 8 Abs  8, 9 iuid  10 der  Tiroler  Bauordnung  2022,  LGBl.  Nr.  44/2022,  zulefö  geändert  durch  das
Gesetz  LGBl.  Nr  72/2025,  ivird  verordnet:

§l

Allgemeines

(1) Beim  Neubau  von  Gebäuden  und  der Errichtung  von  sonstigen  baulichen  Anlagen  in der Gemeinde

Münster  sind  för  die  zu envartenden  Kraftfahrzeuge  der  ständigen  Benützer  und  der  Besucher  der  betreffenden

Anlage  geeignete  Abstellmöglichkeiten  in  ausreichenderj!Lüzahl  und  Größe  (einscMeßlich  der  erforderlichen  Zu-

und  Abffüuten)  zu schaffen.  Dies  gilt  auch  fiir  Zu-  und  Umbauten  bziv.  bei  jeder  Anderung  von  Gebäuden,  des

Veryvendungsziveckes  von  Gebäuden,  soweit  dadurch  ein  zusätzlicher  Bedarf  an Abste11mög1ichkeiten  entsteht

Durch  die  gegenständliche  Verordnung  ivird  die  Mindestaa  der  zu errichtenden  Stellplätze  festgelegt.

(2) Stellplätze  jeder  abgescmossenen  lVobneinheit  der baulichen  Anlage  sind  so zu errichten,  dass diese

unabhängig  von  ibrer  Belegung  jederzeit  benützt  werden  können.

§2

Definitionen

(1) Hauptsied1ungsgebiete  sindjene  Teile  des Siedlungsgebietes,  von  denen  aus der  Ortskern  fuJ31äufig

innerhalb  von  15 bis  20 Minuten  erreichbar  ist.  Jedenfalls  zählen  dazu  die  Ortsteile  Aichach,  Asten,  Bachleiten,

Dorf,  Entgasse,  Frax,  Gröben,  sbach,  Haus,  Hof,  Kronbichl,  Lindenfeld,  Oberdof  und  Zaussach.

(2) Zum  Ortskern  gehören  jene  Teile  des Siedlungsgebietes,  die  eine  verdichtete  Bebauung  außveisen  und

in  denen  sich  die  der  zentrfüörtlichen  Bedeuhing  derjeweiligen  Gemeinde  entsprechendenEinrichfüngen

befinderi  Das  zentral  gelegene  Siedlungsgebiet  von  Münster  ist  dementsprechend  dem  Hauptsiedlungsgebiet

zuzuordnen.

(3) Als  übriges  Siedlungsgebiet  zu werten  sind  die  Ortsteile  Gewerbegebiet,  Habach,  Höllenstein  Hueb,

Lictföverth  und  Neumatzen

(4) Als  'iVohnnutzfläche  nach  § 3 Abs.  2 gilt  die  gesamte  Bföenfläche  einer  %rohnung  abzüglich  der

Wandstärken  und  der  im  Verlauf  der  1Vände  befindlichen  Durchbrechungenund  Ausnefümungen.  Bei  der

Berecmung  der  lXföhnniit-ftirfü'  qinrl  nicht  zu  berücksichtigen:

a) Keller-  und  Dachbodenräume,  soweit  sie nach  ihrer  baulichen  Ausgestalfüng  nicht  ftir  Wovecke

geeignet  sind,  soivie

b) Treppen, offene Balkone, Loggien und Terrasseal
Gegebenenfalls  ist die }Voutzfläche  nach  kaufmännischen  Regeln  zu  runden.

(5) Beherbergungsbetriebe  sind jegliche  Art  von Vermietungen  an ständig  wechselnde  Gäste,  ivie

insbesondere  Hotels,  Pensionen,  Ferienappartements  als auchPrivatzimmervermiefüngea

(6) GastronomiebeföebeumfassendieVerabreichungvonSpeisenundGetränkeninöffent1ichzugäng1icher

Art  und  Weise  wie  insbesondere  in  Form  von  Restaurants,  Cafes,  Gaststätten  oder  Tatx-  und  Nachtlokalen

(7) SoweitinderVerordnungvon,,Ste1lp1ätzen"dieRedeist,handeltessichumKFZ-Stellp1ätze,die

sowohl  ober-  als auch  unteidisch  angelegt  werden  können,  soweit  in  § 5 nicht  anders  festgelegt

(8) Car-Sharing-Mode1listdieorganisierte,gemeinsameNutzungvonmehrspurigenKraftfabmeugendurch

einen  unbestimmt  großen  Personeeis.

§3

Anzahl  von  Stellplätzen

(1)  IndieserBestimmung  ivird  dieAnzabl  von  Ste1lp1ützenfestge1egt,  die  bei  derErrichtung  baulicherAnlagen

gemäß  § 1 zu errichten  sind.  Diese  'bVerte  dienen  füs Richhverte  fiir  Hauptsiedlungsgebiete  und  übrige  Gebiete.

(2)  }Voffigebäude  und  }Voffianlagen:

Die  ahl an Stellpk'ttzen  txo  '!Voffiein}.eit  richtet  sich  nach  der  ll7obnnutzfläche:

Wobngebäude  bziv.
}Vohneinheiten

bis  60 i

}Vohnnutzfläche
61 bis  80 m2

}Vobnnutzfläche
81bis110m2

}Vobnüutzfläche

mehrals  110m2
1Vofü'mutzfläche

Hauptsiedlungsgebiet l,O 1,5 1,7 2,1

Übriges  Gebiet 1,2 1,8 2,0 2,3



(3) Gebäude  mit  Büro-,  Venvaltungs-  und  Praxisräumen:

Büro-  und  Arbeitsräuine  je  30 m2 Nutzfläche 1 Abstellmöglichkeit

Räume  mit  Besucha"iierkehr  (Schalter,  Ordinationsräume,

Arrtpraxen  udgl.)  je  20 m2 Kiinfü'nflärhr 1 Abstellmöglichkeit

(4)  Verkaufsstätten:

a)

b)

Geschäfte  je  20 m2 Verkaufsraumfläche

Geschäfte  je  80 m2 Lagerfläche

1 Abstellmöglicbkeit  mindestens

2 Abstellmöglicbkeiten

1 Abstellmöglicmeit

(5) Gastronomiebetriebe  und  Beheföergungsbetriebe:

a)  Gaststätten,  Buffets,  Cafes,  Restauratits,  Bars  udgl.

je  5 Verabreichungsp1ätze  im  Innenbereich 1 Abstellmöglichkeit

b) Hotels,  Pensionen  und  andere

Beherbergungsbetriebe  je  2 Betten 1 Abstellmöglichkeit

(6) Krankenhäuser,  Kuranstalten  (Reha),  Kliniken,  Sanatorien  udgl.:

je  3 Betten 1 Abstellmöglicbkeit

(7)  Wohn-  und  Pflegeheime:

je  6 Betten 1 Abstellmöglichkeit

(8)  Gewerbe  und  Industriebetriebe:

Lagerhallen  je  150  m2 Lagerfläche

Produktions-  und  Lagerstätten  je  90 m2

1Verkstätten  je  30 m2

1 Abstellmöglichkeit

I Abstellmöglichkeit

1 Abstellmöglichkeit

(9) Für  sonstige  bauliche  An1age4  ivelche  in den o.a.Punkten  nicht  angeffüuten  sind,  ivird  die Anzahl  der
erforderlichen  Stellplätze  individuell  und  unter  Berücksichtigung  des jeweiligen  1"eryvendungsziveckes  und  der

örtlichen  Gegebeöeiten  im  Bauvefabren  vorgeschrieben.

§4

Vorgaben  für  die  Berechnung  der  Stellplatzanzahl

(1)  Die  erforderliche  Anzahl  an Stellplätzen  nach  § 3 dieser  Stellp1atzverordnung  sind  bei  ihrer  Berechnung

auf  ganze  Zfüilen  kaufmäntüsch  zu  runden

(2)  Bei  'kVobnanlagen  im  Sinn  des § 2 Abs.  5 der  Tiroler  Bauordnung  2022  darf  die  Anzabl  an

Abstellmöglifökeiten  der  Krafkfabneuge  die  nach  § 3 Abs.  2 vorgegebene  Amabl  nicht  überscbreiten.

Gleichzeitig  darf  die  erforderliche  Anzabl  anAbstellmöglichkeiten  fiir  Kraftfahrzeuge  der ständigen  Benutzer  85
v.H.  der  nach  § 3 Abs  2 vorgegebenen  Amahl  nicht  überschreiten.

§5

Vorgaben  för  die  Errichhing  von  Stenplätzen

(1)  Die  nach  § 3 dieser  Verordnung  notivendigenAbstellmöglichkeiten  im  Bauland,  mit  Ausnahme  der

Schutzzone  utid  k  bauliche  Afüagen  auf  Sonderflächen  nach  den  §§ 43, 47a,  48 und  50 und  auf

Votbehfütsflächen  nach  den  §§ 52 und  52a  des Tiroler  Raumordnungsgesetzes  2022,  LGBl.  Nr.  43/2022,  zuletzt

geändert  durch  das Gesetz  LGBI.  Nr.  72/2025,  düfen  bei  1Voögebäuden  ab lO 'iXiohneinheiten  soiiie  bei  allen

übrigen  Gebäuden  und  baulichen  Anlagen,  sofern  gemäß  § 2 mehr  als 40 Abstel1möglichkeiten  erforderlich  sind,

nur  in  Form  von  Parkdecks  oder  unterirdischen  Garagen  errichtet  iverden.

(2)  Bei  Einkaufszentren  nach  § 49 des Tiroler  Raumordnungsgesetzes  2022  und  bei  Handelsbetrieben  nach

§ 48a  des Tiroler  Raumordnungsgesetzes  2022  dürfen  zusätzlich  zu  den  nach  § 3 Abs.  4 föorderlichen

AbstellmöglicMeiten  weitere  Abstellmög1icbkeiten  die  nicht  in  Form  von  Parkdecks  oder  unterirdischen

Garagen  errichtet  iverden,  nur  in  dem  Ausmaß  geschaffen  iverden,  füs die  nach  § 3 Abs.  4 erforderlichen

Abstellmöglichkeiten  die  höchstzulässige  Amabl  von  Abstellmöglichkeiten  nicht  erreicht.



§6

Projektbezogene  Mobfütätskonzepte

(1) Gemäß  § 8 Abs.  9 der  Tiroler  Bauordnung  2022 kann  die Anzahl  von  Stellplätzen  durch  die  Vorlage  eines

projektbezogenen  Mobilitätskonzepts  reduziert  werden.  Ein  solches  Mobilitätskonzept  hat  darzulegen,  aufwelche

Weise  die  verkehrlichen  Ausivirkungen  des Bauvorhabens  unter  Bemcksichtigung  der  Mobilitätsbedürfnisse  der
igen  Nutzerituxen  und  Nutzer  gedeckt  werden  können.

(2) Irn Mobilitätskonzept  können  zusätzlich  insbesondere  folgende  Maßnaen  zur Reduktion  der
erforderlichen  Stellplätze  bemcksichtigt  werden:

a. Einrichtung  von  Car-Sharitig-Modellen  mit  gesicherter  langfristiger  Verfögbarkeit,

b. attraktive  Anbindung  an den  öffentlichen  Verkebr  soitie

c. direkte  Anbindungen  und  Durchbindungen  för  Fuß-  oder  Radverke&  sowie  Maßnahmen  zur
Fördetung  aktiver  Mobilität.

(3) Durch  Vorlage  eines  Mobilitätskonzeptes   die Anzahl  der  erforderlichen  Stellplätze  auf  max  85 v.H.

der eforderlichen  Aüzahl  nach  § 3 Abs.  2 reduziert  iverden

§7

Befreiung

(1)  Die  Anzahl  der mindestens  zu schaffenden  Abstellmög1ichkeiten  ist in  der  Baubewilligung  festzulegen.

(2)  Für  jede  Abstellmöglicbkeit,  für  die eine  Befreiung  nach  § 8 Abs.  1l  TBO  2022  erteilt  ivird,  ist  eine

Ausgleichsabgabe  gem. §§ 3 -  6 des Tiroler  Verkehrsaufschließurigs-  und  Abgabengesetzes  LGBl  58/201l  idF

LGB1  3/2024  an die Gemeinde  Münster  zu entrichten.

§8

Inkrafttreten,  Außerkrafttreten

Diese  Verordnung  tritt  mit  Ablauf  des Tages  der  Kundmachung  in  Kraft.  Gleicbzeitig  tritt  die  Garagen  und
Ste11platzverordnung  vom  03.10.2016,  kundgemacht  vom  0310.2016  bis 19.10.2016  außerKraft.

5. Beratung und Beschlussfassung zum Abschluss eines Kaufvertrages über Gst. 2376/2
Grünsbach (Enthofer  -  Astner/Urban)

Bgm. Ing. Thomas  MAI BSc MBA  ruft  die Historie  zur Entstehung  der beiden  Grundstücke

in Grünsbach  in Erinnerung,  welche  über  die Gemeinde  Münster  zum sozial

verträglichen  Preis von € 320,00/m2 vergeben  werden  konnten.

Zur Vermeidung  von SpekuIationsgeschäften  durch  die nunmehrigen  Erwerber  wurden

bereits  im ursprünglichen  Vertrag  mit  der  Widmungswerberin  Frau Claudia  Enthofer

Rechte  zugunsten  der  Gemeinde  Münster  wie  insbesondere  ein Vorkaufsrecht

vereinbart.

Nachdem  das Grundstück  2376/1 zwischenzeitlich  geteilt  wurde,  gilt  diese Information

auch für  den nächsten  Tageordnungspunkt  6 dieser  Sitzung.

Einstimmig  beschließt  der  Gemeinderat  dem vorliegenden  Kaufvertrag,  abgeschlossen

zwischen  Frau Enthofer  als Verkäuferin  und den Erwerbern  Herrn  Astner  und Frau Urban

das Grundstück  2376/2 der KG Münster  betreffend,  die Zustimmung  zu erteilen.



6. Beratung  und Beschlussfassung  zum Abschluss eines Kaufvertrages  über Gst. 2376/1
Grünsbach  (Enthofer  -  Wasserer)

Einstimmig  beschließt  der  Gemeinderat  dem  Kaufvertrag,  abgeschlossen  zwischen  Frau

Enthofer  als Verkäuferin  und der Erwerberin  Frau Wasserer das Grundstück  2376/1 der

KG Münster  betreffend,  die Zustimmung  zu erteilen.

7. Beratung  und Beschlussfassung  über  Änderung  der  Flächenwidmung  im Bereich  der

Gst. 1092/1  und 1092/4  KG Münster  -  (Eigentümerin  Rieder's  Quellenbetriebe
Gesellschaft  m.b.H.  -  Alpquell)

Die Fa. Rieder's  Quellenbetriebe  Gesellschaft  m.b.H.  plant  eine  Betriebserweiterung

bzw.  eine  Prozessoptimierungin  den Betriebsabläufen,  um die Wettbewerbsfähigkeit

nicht  zu verlieren.

Aus diesem  Grund  sind Erweiterungsbauten,  wie  zum Beispiel  der  Bau von  Tanks,  auf

Gst. 1092/1  und 1092/4  der KG Münster  geplant. Eine FIächenwidmungsplanänderung

mit  Detai!festlegungen  ist erforderlich,  um die geplanten  Baumaßnahmen  umsetzen  zu

können.  Derzeit  weisen  die Grundstücke  eine  Doppelwidmung  ohne  Detailfestlegung

auf,  sodass  die Realisierung  der  Vorhaben  ohne  Änderung  der  Flächenwidmung  nicht

möglich  ist.

Auf  Antrag  des Bürgermeisters  beschließt  der  Gemeinderat  der  Gemeinde  Münster

einstimmig  gemäß  Et 68 Abs. 3 Tiroler  Raumordnungsgesetz  2022  -  TROG 2022,  LGBI.

Nr. 43, idgF, den vom  Planer  AB Raumordnung  Tirol  ausgearbeiteten  Entwurf  mit  der

Planungsnummer  517-2026-00002  über  die Änderung  des FIächenwidmungsplanes  der

Gemeinde  Münster  im Bereich 1092/4,  1092/1  der KG 83111  Münster  durch  4 Wochen

hindurch  zur  öffentlichen  Einsichtnahme  aufzulegen.

Der  Entwurf  sieht  folgende  Änderung  des FlächenwidmungspIanes  der  Gemeinde

Münster  vor:

Umwidmung

Grundstück  1092/1  KG 83111  Münster

rund  1 m2

von Freiland  § 41

in

Freiland  § 41

sowie

rund  1190  m2

von  Freiland  § 41

in



Sonderfläche  für  Widmungen  mit  Teilfestlegungen  § 51, Festlegung  verschiedener

Verwendungszwecke  der  Teilflächen  [iVm.  § 43 (7) standortgebunden]  mit  zeitlicher

Befristung  § gem.  37a (8), für  alle  Teilflächen  gilt  die Befristung  der  Grundwidmung  (10

Jahre)  SV-5

sowie

alle Ebenen  (laut  planlicher  Darstellung)  rund  722  m2

Freiland  § 41

sowie

alle Ebenen  (laut  planlicher  Darstellung)  rund  468  m2

Sonderfläche  standortgebunden  § 43 (1) a SMa:  MineralwasserabfülIanlage

weiters  Grundstück  1092/4  KG 83111 Münster

rund  4081  m2

von Freiland  § 41

Sonderfläche  für  Widmungen  mit  Teilfestlegungen  Et 51, Festlegung  verschiedener

Verwendungszwecke  der  Teilflächen  [iVm.  § 43 (7) standortgebunden]  mit  zeitlicher

Befristung  § gem.  37a (8), für  alle  Teilflächen  gilt  die Befristung  der  Grundwidmung

(10 Jahre)  SV-5

sowie

rund  17049  m2

von  Sonderfläche  standortgebunden  § 43 (1) a SMa:  Mineralwasserabfüllanlage

Sonderfläche  für  Widmungen  mit  Teilfestlegungen  § 51, Festlegung  verschiedener

Verwendungszwecke  der  Teilflächen  [iVm.  § 43 (7) standortgebunden]  mit  zeitlicher

Befristung  § gem.  37a (8), für  a(le Teilflächen  gilt  die Befristung  der  Grundwidmung

(10 Jahre)  SV-5

sowie

alle  Ebenen  (laut  planlicher  Darstellung)  rund  2 m2

Sonderfläche  standortgebunden  § 43 (1) a SMa:  MineralwasserabfüIlanlage

sowie

alle Ebenen  (laut  planlicher  Darstellung)  rund  4079  m2

Freiland  § 41

sowie



alle  Ebenen  (laut  planlicher  Darstellung)  rund  17049  m2

in

Sonderfläche  standortgebunden  § 43 (1) a SMa:  MineraIwasserabfüIlanlage

Gleichzeitig  wird  gemäß  § 68 Abs.  3 lit. d TROG  2022  einstimmig  der  Beschluss  über  die

dem  Entwurf  entsprechende  Änderung  des  FIächenwidmungspIanes  gefasst.

Dieser  Beschluss  wird  jedoch  nur  rechtswirksam,  wenn  innerhalb  der  Auflegungs-  und

Stellungnahmefrist  keine  Stellungnahme  zum  Entwurf  von  einer  hierzu  berechtigten

Person  oder  Stelle  abgegeben  wird.

8.  Informationen  aktuelle  Überschreitungen  Budget  2026

Bgm.  Ing.  Thomas  Mai  BSc MBA  gibt  dem  Gemeinderat  einen  Überblick  über  die

aktuellen  Budgetpostenüberschreitungen  mit  Stand  zum  23.06.2026,  wobei  auf

Überschreitungen  unter  dem  Betrag  von  € 1.OOO,OO nicht  eingegangen  wird.

Überschreitungen  von  mehr  als € 10.OOO,OO  liegen  derzeit  nicht  vor.  Der  Bürgermeister

erläutert  und  begründet  diese  Überschreitungen,  welche  unter  anderem  auf  die

Brückenrevision,  desolate  Maschinen  usw.  zurückzuführen  sind.

Der  Gemeinderat  nimmt  die  Information  des  Bürgermeisters  zustimmend  zur  Kenntnis.

9. Beratung  und Beschlussfassung  Schließzeiten  Kinderbetreuungsjahr  2026/2027

Nach  kurzer  Beratung  und  Besprechung  der  vorgesehenen  Schließzeiten  von  insgesamt

29 Tagen  im Betreuungsjahr  2026/2027,  welche überwiegend  und so weit  als möglich

mit  den  Schulferien  in Einklang  gebracht  werden,  beschließt  der  Gemeinderat

einstimmig  die  Schließzeiten  wie  folgt:

Die  Kinderbetreuung  Münster  startet  nur  noch  dieses  Jahr  wieder

4 Woche  vor  Schulbeginn  in das  neue  Betreuungsjahr!

Herbstferien  26.10.2026  -  02.11.2026
die gesainte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Maria  Empfängnis  07.12.2026-  08.12.2026

Feiertag und Fenstertag - die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen



Weihnachtsferien  23.12.2026  -  06.01.2027

die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Semesterferien  15.02.2027-19.02.2027

Ferienbetreuung'  wird ange)xiten

Joseftag  19.03.2027

Ferienbetreuung"  wird angelxiten

Osterferien  22.03.2027  -  29.03.2027
die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Christi  Himmelfahrt  06.05.  und 07.05.2027

Feiertag und Fenstertag -  die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Pfingsten  "17.05.2027
die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Fronleichnam  27.05.  und 28.05.2027

Feiertag und Fenstertag - die gesamte  Einrichtung  bleibt  geschlossen

Sommeferien  12.07.2027  -  27.08.2027

Sommerbetreuurig'  wird angeboten

Schließzeiten  im  Sommer  30.08.2027-12.09.2027
die gesamte  Einrichtung  bleibt  gesch1ossen.

'  Kosten laut Tarifplan -  AnmeIdung erforderlich -  die g1eichzeitige Bekanntgabe von
Ersatzur1aubstagen ist verpflichtend -  nur für Kinder berufstätiger Eltern, welche in dieser Zeit
arbeiten

Jedes  Kind  ist  laut  Gesetz  verpflichtend  für  25 Werktage  im Betreutingsjahr.

davon  2 Wochen  durchgehend,  aus  der  Einrichtung  zu nehmen.

Der  Bü  rmeister

c= FßN  =o

Ing.  Thomas  M i, BSc MBA

Angeschlagen  am:07.07.2026

Abgenommen  am:  22.07.2026

IO. Anfragen,  Anträge,  Allfälliges


